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Vorwort

Die Europäische Union ist eine Rechtsgemeinschaft. Die Rechtsgemeinschaft be-
währt sich auch in dem Zugang zu den Unionsgerichten – dem Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union (EuGH) und dem Gericht (EuG) und nunmehr auch dem Gericht 
für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (EuGöD) als Fachgericht. Für 
die Unionsbürger, Unternehmen und Körperschaften, die von der Unionsgewalt be-
troffen sind, wird dieser Zugang durch das Prozessrecht eröffnet. Nachdem die 
Vollendung des Binnenmarktes große Fortschritte gemacht hat und durch den Ver-
trag von Lissabon die gesamte Architektur der europäischen Integrationsgemein-
schaft umgestaltet wurde, ist die Vollendung der Rechtsgemeinschaft vor allem 
auch eine Aufgabe der weiteren Ausformung der Rechtschutzmöglichkeiten. Inso-
weit hat der Vertrag von Lissabon wichtige neue Ansätze in das Vertragswerk inte-
griert, die der Anwendung und Bewährung in der Praxis noch harren. Den Zugang 
zum Rechtsschutz vor den Unionsgerichten gewährleisten die Unionsgerichte in ih-
rer Alltagsarbeit sowie eine vermeintlich trockene Prozessrechtsdogmatik, die sich 
freilich eng an der Rechtsprechungspraxis zu orientieren hat. Dieser mühsam ord-
nenden Disziplin ist dieses Buch verpfl ichtet. Es stellt die Verfahren vor dem EuGH 
und dem EuG detailliert dar und richtet sich sowohl an Rechtspraktiker als auch an 
Lernende und Lehrende. Den Praktiker will das Werk als Handbuch dabei unter-
stützen, in seinem konkreten Verfahren – als Richter regelmäßig in einem Vorab-
entscheidungsverfahren nach Art.  267 AEUV, als Anwalt in den verschiedenen Di-
rektklageverfahren – den Rechtsschutz nach Maßgabe des materiellen Unionsrechts 
prozessual zu optimieren. Neben der Handbuchfunktion versteht sich das Werk 
auch als Lehrbuch für Lernende und Lehrende. Ein Verständnis für den Rechts-
schutz in der außerordentlich kasuistisch geprägten Unionsrechtsordnung verlangt 
einen großformatigen Einblick in die Sisyphusarbeit der europäischen Unionsge-
richtsbarkeit sowie der Prozessrechtsdogmatik.

Bei der Neuaufl age wurde zunächst die durch das Inkrafttreten des Vertrags von 
Lissabon entstandene neue Rechtslage eingearbeitet und die neuen Regelungen ei-
ner umfassenden Analyse unterzogen. Dies gilt insbesondere für die neue Möglich-
keit einer Individualnichtigkeitsklage gegen bestimmte Normativakte nach Art.  263 
Abs.  4, 3. Alt. AEUV und das neue Eilverfahren für das Vorabentscheidungsverfah-
ren. Die einschlägige Rechtsprechung und Literatur seit dem Erscheinen der letzten 



VI Vorwort

Aufl age wurde umfassend berücksichtigt, auch wurden vielfach Zusammenhänge 
besser verdeutlicht und dogmatisch vertieft dargestellt, die Gliederung wurde teil-
weise verändert.

Besonderen Dank – der auch in der Hervorhebung „Unter Mitarbeit von .  .  .“ – sei-
nen Ausdruck fi ndet, schulde ich Herrn Dr. Niklas Görlitz und Herrn Philipp Kubi-
cki. Herr Dr. Görlitz war lange Zeit an meinem Lehrstuhl als Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter tätig, war danach u. a. in der Direktion „Wissenschaftlicher Dienst und 
Dokumentation“ des EuGH tätig und ist nunmehr Mitglied des Juristischen Diens-
tes des Europäischen Parlaments. Aus Interesse an der Sache und um seine vielfäl-
tigen praktischen Erfahrungen mit dem EU-Prozessrecht wissenschaftlich aufzuar-
beiten bot er mir seine Mitarbeit bei der Aktualisierung der Kapitel über die Nich-
tigkeitsklage (abgesehen von den wettbewerbsrechtlichen Teilen zur Klagebefugnis, 
deren Aktualisierung Frau Justyna Chmielewska und Herr Philipp Kubicki vorge-
nommen haben) und das Vorabentscheidungsverfahren an – ein Angebot, das ich 
mit Freude angenommen habe. Er bringt in dieser Überarbeitung selbstverständ-
lich nur seine privaten Ansichten zum Ausdruck. Im Übrigen haben wir uns über 
viele Einzelfragen intensiv auseinandergesetzt. Mein Wissenschaftlicher Mitarbei-
ter Philipp Kubicki hat – wie schon in der Voraufl age – weitgehend eigenverantwort-
lich bestimmte Partien des Lehrbuchs aktualisiert bzw. neugefasst. Dies betrifft 
neben den Ausführungen zur Sonderstellung der GASP die Besonderheiten der Kla-
gebefugnis bei der Individualnichtigkeitsklage in Beihilfesachen.

Weiterhin danke ich meinen Wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen Frau Justyna 
Chmielewska, Frau Anna Dzierzanowska und Magdalena Obajtek für ihre Mitarbeit 
an der Aktualisierung des Lehrbuchs. Frau Carolin Schmidt, Herrn Cornelius Funke
und Herrn Christopher Kämper bin ich zu Dank verpfl ichtet für die aufwändige 
Kontrolle der Anmerkungen und der Literaturverzeichnisse. Darüber hinaus danke 
ich meinem Wissenschaftlichen Mitarbeiter Herrn Tobias Fuchs für die kritisch-
konstruktive Durchsicht des gesamten Manuskripts sowie für die notwendige Neu-
anfertigung des Stichwortverzeichnisses. Meiner Sekretärin, Frau Yvonne Zahn,
danke ich für die sorgfältige, arbeitsaufwändige Einfügung vieler Korrekturen in 
das umfangreiche Manuskript.

Für die wie immer vorzügliche verlegerische Betreuung danke ich Herrn Dr. 
Franz-Peter Gillig vom Verlag Mohr Siebeck.

Frankfurt/Oder im Februar 2011                                                 Matthias Pechstein
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GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland
ggf. gegebenenfalls
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GRG Grundrechte-Charta
GVG Gerichtsverfassungsgesetz
Hrsg. Herausgeber
hrsg. herausgegeben
HS. Halbsatz
i. e. id est
i. E. im Ergebnis
IGH Internationaler Gerichtshof
i. R. v. im Rahmen von
i. S. d. im Sinne des/r
i. S. v. im Sinne von
i. V. m. in Verbindung mit
Jura Juristische Ausbildung
JuS Juristische Schulung
JZ Juristenzeitung
KartellVO Kartellverordnung
KG Kommanditgesellschaft
KOM Kommissionsdokument
LG Landgericht
lit. littera
LKW Lastkraftwagen
LS Leitsatz
Ltd. Limited
MedR Medizinrecht
m. w. N. mit weiteren Nachweisen
NJW Neue Juristische Wochenschrift
Nr. Nummer
NVwZ Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht
NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht, Rechtsprechungsreport
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht
o. oben
o. ä. oder ähnlich/e
OHG Offene Handelsgesellschaft



XXIV Abkürzungsverzeichnis

OLG Oberlandesgericht
OVG Oberverwaltungsgericht
PJZS Polizeiliche und Justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen
PKW Personenkraftwagen
REV Révision = Wiederaufnahmeverfahren
RIW Recht der Internationalen Wirtschaft
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
Rs. Rechtssache
Rspr. Rechtsprechung
RTDE Revue trimestrielle du droit européen
s. (u./o.) siehe (unten/oben)
S. Seite; Satz
S. A. Société Anonyme /Sociedad Anonym
SDÜ Schengener Durchführungsübereinkommen
Slg. Sammlung (der Rechtsprechung des EuGH)
Slg. ÖD Sammlung der Rechtsprechung des Gerichthofs – Öffentlicher Dienst
sog. sogenannte/r/s
StPO Strafprozessordnung
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
T Tribunal de 1 instance = EuG
TO tiers opposition = Drittwiderspruch
Tz. Teilziffer
u. unten
u. a. unter anderem/n; und andere
ÜLG überseeischen Länder und Gebiete
UAbs. Unterabsatz
Urt. Urteil
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung
v. vom, von
verb. verbundene
VerfO Verfahrensordnung
VerfO-EuGH Verfahrensordnung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-

schaften
VerfO-EuG Verfahrensordnung des Gerichts erster Instanz der Europäischen 

Gemeinschaften
VerwArch Verwaltungsarchiv
VG Verwaltungsgericht
vgl. vergleiche
VIZ Zeitschrift für Vermögens- und Investitionsrecht
VO Verordnung
VV Verfassungsvertrags-Entwurf
VVDStRL Veröffentlichung der Vereinigung Deutscher Staatsrechtslehrer
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensordnung
WSA Wirtschafts- und Sozialauschuss
WTO World Trade Organization (= Welthandelsorganisation)
WuW Wirtschaft und Wettbewerb (Zeitschrift)
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WVK Wiener Vertragsrechtskonvention
z. B. zum Beispiel
ZBJI Zusammenarbeit in den Bereich Justiz und Inneres
ZEuS Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZPO Zivilprozessordnung
z. T. zum Teil



Erstes Kapitel
Einführung in die Funktionen der Unionsgerichtsbarkeit

I. Die Stellung des Gerichtshofs im Institutionengefüge 
der Europäischen Union

1. Die unionsrechtlichen Koordinaten der europäischen Gerichtsbarkeit

 1 1Die Europäische Union ist seit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon eine eigen-
ständige internationale Organisation mit Rechtspersönlichkeit (Art.  47 EUV), de-
ren Mitgliedstaaten und Organe im Rahmen der Gründungsverträge einer umfas-
senden unionsgerichtlichen Kontrolle unterliegen (Art.  19 EUV, Art.  251 AEUV; zur 
selbständig gebliebenen Euratom-Gemeinschaft vgl. Art.  136 ff. EAG1). Mit Blick 
auf die zentrale Rolle der Rechtsprechung für ein auf rechtsstaatlichen Grundsätzen 
beruhendes Gemeinwesen2 haben die Mitgliedstaaten als „Herren der Verträge“ 
diesen Rechtsschutzauftrag weit gefasst3. Durch Einräumung verschiedener Einzel-
zuständigkeiten eröffnet der AEU-Vertrag dem Gerichtshof eine Kompetenzbreite, 
die den weitgehenden Rechtssetzungs- bzw. Initiativ- und Verwaltungskompe-
tenzen von Rat und Kommission eine strikte gerichtliche Kontrollinstanz gegen-
überstellt und dadurch einen Ausgleich für die auf Unionsebene teilweise nach wie 
vor bestehende parlamentarische Kontrolllücke schafft4.

 2 2„Er (der Gerichtshof der Europäischen Union) sichert die Wahrung des Rechts 
bei der Auslegung und Anwendung der Verträge“. Art.  19 Abs.  1 S.  2 EUV und 
Art.  136 EAG enthalten insoweit gleichlautende Bestimmungen. Diese zentralen ge-
richtsverfassungsrechtlichen Vorschriften weisen dem EuGH die Rechtsaufsicht 
über das gesamte, das heißt sowohl das primäre als auch das sekundäre Unionsrecht 
sowie das Gemeinschaftsrecht der EAG zu. Bereits unter dem am 23. Juli 1952 in 

1 Vgl. insoweit auch den früheren Art.  31 ff. EGKSV.
2 Die Europäische Union ist eine rechtsstaatlichen Grundsätzen verpfl ichtete Rechtsge-

meinschaft (vgl. auch Art.  23 Abs.  1 S.  1 GG). Der EU-Vertrag schreibt ausdrücklich fest, 
dass der gesamte Unionsrechtsverbund auf dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit be-
ruht (Art.  2 EUV).

3 Classen, EuR 1999, Beiheft 1, S.  73.
4 Streinz, Europarecht, Rn.  566.
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Kraft getretenen und am 23. Juli 2002 ausgelaufenen EGKS-Vertrag5 hatte sich ein 
am französischen Verwaltungsprozessrecht angelehntes Rechtsschutzsystem her-
ausgebildet6. Dieses umfasste neben einer „Verwaltungsgerichtsbarkeit“ über kon-
kret-individuelle Gemeinschaftsrechtsakte auch die Zuständigkeit für – in natio-
nalen Rechtsordnungen regelmäßig der Verfassungsgerichtsbarkeit anvertraute – 
Normenkontrollverfahren (Art.  230 Abs.  1, Art.  234 Abs.  1 lit.  b) EG). Nachdem der 
EuGH mehrere Jahre erfolgreich im Rahmen des EGKS-Vertragsregimes judiziert 
hatte, wurde mit den Römischen Verträgen am 25. März 1957 aufgrund von Art.  3 
und 4 des Abkommens über gemeinsame Organe (Fusionsabkommen)7 ein organi-
sations- und verfahrensrechtlich einheitlicher Gerichtshof für alle drei Gemein-
schaften geschaffen. Mit der Schaffung der (damals noch nicht rechtssubjektiven) 
Europäischen Union durch den Vertrag von Maastricht wurde der Zuständigkeits-
bereich des EuGH erweitert. Die folgenden Ausführungen stellen die in Ausbildung 
und Praxis für die Entwicklung der europäischen Gerichtsbarkeit wichtigen Zu-
ständigkeiten und Verfahren von Gerichtshof, Gericht und Fachgerichten innerhalb 
der Europäischen Union dar. Auf die EAG wird nicht weiter eingegangen.

 3 3Noch nicht absehbar ist, ob und in welcher Weise der vorgesehene Beitritt der 
Europäischen Union zur EMRK (Art.  6 Abs.  2 EUV) Änderungen des EU-Prozess-
rechts zur Folge haben wird8.

2. Der Gerichtshof als Garant eines institutionellen Gleichgewichts 
zwischen den Unionsorganen

 4 4Die dem Gerichtshof durch den EU-Vertrag übertragene Rolle eines „Wahrers des 
Unionsrechts“ (Art.  19 EUV) hat der Einordnung des unionsrechtlichen Rechtspre-
chungsorgans als einer „dritten Gewalt“ auf der Unionsebene Vorschub geleistet9.
Zwar ist es richtig, im Verhältnis zum Rat und zur Kommission, denen politische, 
rechtsetzende und verwaltende Funktionen übertragen sind, vom Gerichtshof als 
dem Organ der Rechtspfl ege zu sprechen. Die Einordnung des Gerichtshofs als einer 
„dritten Gewalt“ stößt jedoch auf Bedenken, soweit hiermit das klassische Prinzip 

5 BGBl.  1952 II, S.  447, 978.
6 Vgl. neben den Art.  31 ff. EGKSV die vom EuGH in eigener Zuständigkeit nach Art.  44 

S.  1 EGKS-Satzung am 4.  3. 1953 erlassene erste Verfahrensordnung (ABl.EG vom 7.  3. 
1953, S.  37 ff.); zur Entwicklung und zu den Einfl üssen aus der französischen sowie der 
internationalen Gerichtsbarkeit vgl. Riese, NJW 1953, S.  521 ff., sowie Plender, Rules of 
Procedure, S.  1 ff.; Rideau/Picod, Code de procedures communautaires, S.  24 ff.

7 BGBl.  1957 II, S.  1156.
8 Vgl. dazu u. a. Reich, EuZW 2010, S.  641.
9 Wegener, in: Calliess/Ruffert, Art.  220 EGV, Rn.  2, bewertet den Gerichtshof als eine 

„Exekutive und Legislative kontrollierende dritte Gewalt“. Vgl. hierzu auch Epping, Der 
Staat 1997, S.  349, 350 ff.; Pernice, EuR 1996, S.  27.
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der Gewaltenteilung auf das supranationale System der Europäischen Union über-
tragen wird.

 5 5Eine an der Funktion orientierte Charakterisierung der vier ursprünglichen 
Hauptorgane der Union ergibt, dass der Rat ein Legislativorgan mit exekutiven Be-
fugnissen, die Kommission ein Konsultativorgan mit Exekutiv,- Legislativ- und 
Kontrollbefugnissen, das Parlament ein Legislativ- und Konsultativorgan und der 
Gerichtshof ein Judikativorgan darstellt10. Während sich insbesondere bei der Kom-
mission, die durch ihr mittlerweile durchbrochenes (vgl. Art.  241, 225 AEUV) Ini-
tiativmonopol sowie im Rahmen der übertragenen Gesetzgebungsbefugnisse 
(Art.  290 AEUV) an der Gesetzgebung mitwirkt, Legislativ- und Exekutivfunkti-
onen vermischen, bleibt das Parlament auf Kontrollbefugnisse und legislative Mit-
wirkungsrechte (Art.  14 Abs.  1 EUV, Art.  294 AEUV) beschränkt. Einer Gewalten-
teilung nach dem verfassungsrechtlichen Modell einer föderalistischen Gemein-
schaft entspricht dieses System nicht11. Tatsächlich ist die Union nicht nach dem 
Grundsatz der Gewaltenteilung aufgebaut. Sie folgt vielmehr dem Prinzip eines ins-
titutionellen Gleichgewichts zwischen den Unionsorganen, das der Gerichtshof aus 
der in den Gründungsverträgen enthaltenen Kompetenzverteilung ableitet12. Da-
nach haben die Verträge „ein System der Zuständigkeitsverteilung zwischen den 
Organen geschaffen, das jedem Organ seinen eigenen Auftrag innerhalb des institu-
tionellen Gefüges der Union und bei der Erfüllung der dieser übertragenen Aufga-
ben zuweist. Die Wahrung des institutionellen Gleichgewichts gebietet es, daß jedes 
Organ seine Befugnisse unter Beachtung der Befugnisse der anderen Organe aus-
übt.“13

 6 6Obwohl dieses System keine klare institutionelle und funktionelle Trennung von 
Legislative und Exekutive vorsieht, entfaltet es ähnliche Wirkungen wie die klas-
sische Gewaltenteilung. Im Gefüge der Unionsorgane schafft es durch die im Ver-
trag vorgesehenen Kompetenzverteilungen sowie durch gegenseitige Verschrän-
kungen und Kontrollbefugnisse (checks and balances) eine Gewaltenbalance zwi-
schen der „genuin europäischen“ Kommission, dem mitgliedstaatlich geprägten 
Rat sowie dem Europäischen Parlament, das „sich aus Vetretern der Uniosnbürge-
rinnen und Unionsbürger zusammen(setzt)“ (Art.  14 Abs.  2 S.  1 EUV). Dem Ge-
richtshof obliegt in diesem System die Überwachung des institutionellen Gleichge-

10 Koenig, DÖV 1998, S.  268; Rummer, ZEuS 1999, S.  249, 264.
11 Dabei wird nicht verkannt, dass auch das Gewaltenteilungsprinzip die Forderung ent-

hält, den Organen der Regierung und der Verwaltung eine der Gewaltenteilung ange-
messene Kompetenz zu situationsbedingten und situationsgerechten eigenverantwort-
lichen Entscheidungen zu belassen; vgl. hierzu Zippelius/Würtenberger, S.  110 ff.

12 EuGH, Rs. C-70/88 (Parlament/Rat [Tschernobyl I]), Slg. 1990, S.  I-2041, Rn.  21 f.; 
EuGH, Rs. 25/70 (Köster), Slg. 1970, S.  1161, LS.  1 ff.; Hummer, in: FS Verdross, 459 ff.; 
Zuleeg, BB 1994, S.  581 ff.; Fischer, Europarecht, S.  69 f.; Haratsch/Koenig/Pechstein, Eu-
roparecht, Rn.  206 ff.

13 EuGH, Rs. C-70/88 (Parlament/Rat [Tschernobyl I]), Slg. 1990, S.  I-2041, Rn.  21.
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wichts14. Da aber das verfassungsrechtliche Gewaltenteilungsschema Legislative/
Exekutive mit Blick auf die sowohl rechtsetzenden als auch „regierenden“ bzw. ver-
waltenden15 Funktionen von Ministerrat und Kommission nicht passt, das Europä-
ische Parlament zwar gemeinsam mit dem Rat als Gesetzgeber tätig wird (vgl. 
Art.  14 Abs.  1 Satz 1 EUV), nicht jedoch das alleinige Legislativorgan ist, kann auch 
die Rolle des EuGH kaum sinnvoll in das nationale Gerichtsverfassungsmuster der 
Verfassungsgerichtsbarkeit einerseits und der Verwaltungsgerichtsbarkeit anderer-
seits gepresst werden. Das gilt um so mehr, als das Unionsrecht zum größten Teil 
von den Verwaltungen der Mitgliedstaaten vollzogen wird (indirekter Vollzug von 
Unionsrecht)16. Dann sind nämlich regelmäßig weder EuGH noch das Gericht oder 
besondere gerichtliche Kammern (Rn.  112 ff.), sondern die mit der Kontrolle der 
nationalen Verwaltungen betrauten Gerichtsbarkeiten der Mitgliedstaaten als 
„funktionale Unionsgerichte“ für die Gewährleistung der vollen Wirksamkeit des 
Unionsrechts zuständig (Rn.  36)17. Diese komplexen Zusammenhänge von institu-
tionellem Gleichgewicht zwischen den Unionsorganen, direktem und indirektem 
Vollzug von Unionsrecht (Rn.  33) einerseits und europäischer Gerichtsbarkeit in 
dieser supranationalen Rechtsordnung andererseits sprechen für das Gebot, sich 
vom Denken in den Kategorien nationaler Gerichtsverfassungen zu lösen. Während 
die Zuständigkeiten der nationalen Gerichtsbarkeiten regelmäßig durch General-
klauseln eröffnet werden – so sind etwa „alle bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten“ 
(§  13 GVG) den ordentlichen Gerichten und „alle öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten nichtverfassungsrechtlicher Art“ (§  40 Abs.  1 VwGO) den Verwaltungsge-
richten zugewiesen – unterliegen die Unionsgerichte dem Prinzip der (vertrags-
rechtlich) begrenzten Einzelermächtigung18 (Art 13 Abs.  1 S.  1 EUV).

 7 7Im Rahmen seiner enumerativ zugewiesenen Entscheidungskompetenzen wird 
der Gerichtshof nur im funktionellen Sinne als „Verfassungsgericht“ (Organstreitig-
keiten), als Verwaltungsgericht (Klagen von Individuen gegen sie betreffende Rechts-
akte der Gemeinschaft), als Disziplinargericht (Abberufung von Kommissaren oder 
Richtern), als Zivilgericht (Schadensersatzklagen) und schließlich aufgrund ent-
sprechender Parteivereinbarungen auch als Schiedsgericht tätig. Der Nutzen solcher 
Einteilungen beschränkt sich allerdings darauf, die Vielfalt der unionsrechtlichen 
Rechtsprechungszuständigkeiten anzudeuten. Eine praktische Bedeutung kommt 

14 EuGH, Rs. 138/79 (Roquette Frères/Rat), Slg. 1980, S.  3333, Rn.  32 ff. Iglesias, EuR 1992, 
S.  225 ff.

15 Zum unionsrechtlichen Verwaltungsbegriff vgl. Schwarze, Europäisches Verwaltungs-
recht, S.  21 ff.

16 Streinz, in: Isensee/Kirchhof, S.  817 ff., Rn.  1; Rengeling, VVDStRL 53 (1994), S.  202, 205; 
Oppermann, Europarecht, S.  293, Rn.  25; Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, 
Rn.  455 ff.

17 Wegener, in: Calliess/Ruffert, Art.  234 EGV, Rn.  1; Classen, Europäisierung der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, S.  23.

18 Middeke, in: Rengeling/Middeke/Gellermann, S.  37, Rn.  2.


